
1.Beiblatt Beiblatt zur ParlamentskorresEondenz. 

A n fra « e b e a n t W 0 r tun g. 

In Beantwortung einer Anfrago der Abg.P r 0 ~ s c h und Genossen, 

betreffend Deckung dos Benzinschlcichhandels durch denPachverband der 

Garagen- und ~ankBtellonunternehmungcn,teilt Bundesminister für Handel und 
Wiederaufbau Dr.K 0 1 b mit: 

"Die gegenständliche Anfrage befasst sich einleitend mit den dlarCh 

das ~desministerium ~ür Handel und Wiederaufbau anläs~lich der Benzin­

markena.brechnung ~e 1950 festgeste11 ten Fehlmengen. 'Dieser Teil dar.An­

trage ist identisch mit der am 31,Jänner 1951 erfolgten Anfrage ,der 

Abg. Weikhart und. Geno~sen, batreffend Uhzukömrnlichkai ten bei der Bansin­

lUld HOlzbewirtschaftung. Diese .Ar1frage wurde von ttir 3m 4.Aprll 1951 beant-
wortet (l,Beiblatt ~~r ParlwnQntskorrospondenz$ 223/A.B., vom 14.April 1951~. 

Die Anfr8.ße kommt soda.nn auf den ArtikelltWahrheit über den Benzin­

schleichhandel l
' in der "Neuen Wienar Tageszeitung"{Nr.28 vom 4.hbruar 1951, 

zu sprechen und erhebt in diesem Zusammenhang eine lteihevOl1 Beachulcliß\U380n 

gegen den Fachverband der Garagen- und Tankstollenunternehmungen. 

Zu den BeschUldigungen gegen den Fachverband der Garagen- und Tank­

atellanunternehmungen ist folgendes zu bemerken: 

.. B~i dea fraglichen Artikel handelt es sich um einen Eigenbericht der 

"NweD Wiener Tageszei tung", der ausdrücklich als solcher gekennzeichnet iS1;, 

und nicht um eine offizielle Aussendung des Fachverbandes der Garagen-und 

'l'ankste11enunternehzm,mgen. Es ist jedoch richtig, dass der Artikel die A».f­

ta.ssuns des Fachverba.ndßs im grossen und ganzen wjllerg1bt. 

Der Artikel befasst sich ausschliesslich damit, zu einer während der 

vorangegangenen Monate in einigen Zeitungen aufgetauchten Meldung Uber 

einen angeblichen Benzinschleichhandel der Tankstellen, bei dem im Jahre 1950 
innerhalb von 6 Mo~ten 5 Millionen Liter Benzin im Schleichhandel abgesetzt 

worden sein aollen, Stellung zu nehmen und durch Darlegung ds.s wahren Sa.oh­

verh-.ltes die Diskussion auf eine sachliohe Grundlage zUr\icksuf"Uhr&n. Der 

Berioht stellt im wesentliohen zwei ~atsachen fest: 

1.) Die Benzinbozieher erbie1 ten von den· Benzinbewirtschattungsstellen 

ihre Marken in vielen. F.eUl.en erst gegen Mi tta oder Ende desVerbraucbermonates. 
-- Die fa.nkstellen konnten daher, wenn nicht Teile des Wi1"tsaha.ftslebens zum .. n __ ~ 

Stillstand kommen sollten, Benzin in der ersten Monatshälfte BUr vorschuss-

weise gegen spätere RüCkerstattung der Marken abgeben. Dieses Verfahren hat 
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sich bis zum Sommer 1950 gut bewährtoEs hätte ~uch nach diesem Zeitpunkt zu 

keinen Schwierigkeiten geführt j wenn nicht von Juni bis November 1950 im Zu­

sammenhang mit der Koreakrise ein starker Rückgang der Impo~te uhd damit 

eine bedeutende :Benzinvorknappung eingetreten wäre,:; durch tUe die Marken­

schulden 1lcio.froren It 1 so dass mit .J2,hrcsende Fehlmengen entstanden. 

2tt} Angesichts eines .Jahresumsatzes an :Benzin von 150 Millionen Liter 

erscheint eine Fehlmenge von 5 Millionen Liter nicht alls~ grass; insbesondere 

wenn bedacht wird, dass der. mit 2 % anzunehmende Schwund allein pro Jahr 

eine Fehlmenge von s Millionen Liter ergibt 11nd diese Differenzen, für die 

offiziell keine Berücksichtigung vorgesehen wurde, sich bereits mehrere Jahre 

hindurch hinzogenc 

Die Anfrage glaubt nun aus den Ausführungen lim der ItNeuen Wianer 

Tageszei tung ll die Schlussfolgol'ungen ziehen zu können] dass lider genannte 

Fachverband nicht im geringsten geso~~en ist 5 den Trennungsstrich z,vischen 

den redliohen 'l'ankstellenbesitzern und -führern und den Schleichhändlern Z'\l 

ziehen, sondern sich zum Anwalt der EÜl1zinschleichhändler macht\> l' Die .An-

frage erwähnt in keinem Wort, dass sie die vom Fachverband festgestellten Tat­

sachen anzweifelt; in der Darstellung eines ~ichtigen Sachverhaltes kann aber 

zweifellos nicht eine unbereohtiete Handlung erblickt werden. Der Fachverband 

stellte lediglioh fost l aus welchen G.ri!nden er d.ie in vorsohiedenen Blättern 

gegen die Tankstellen erhobenen Vor\~r~zurücl~eisto Daraus kann meines 

:ßrachtons keineswegs abgeleitet wcrde:1~ dass del.' Fachverband gesonnen sei, e1neJll 

tatsäohliohen Sohleichhandel Vorschub zu leisten. 

Die Anfrage fUhrt weiter aus, dass der Fachverband uden Schuldigen 

den Rat gibt)' sich gegen eine allfällige Verfolgung dadurch zu schützen, dass 

sie entgegen der Verteil'J.!lgsordnung :Be~ugsmarken erwezrben, .ohne die Ware zu 

liefern", Diese Beschuldigung bezieht sich auf felgende Stelle des Artikels 

in der "Neuen Vliener Tageszeitu1'1g'i g '!Vlas die 'ttberprofite' betrifft, so 

werden die Finanzämter viel eher 'Uniiorprofi-te t vorfinden, welche"dadurch 

entstanden, da.ss die Tankstc:üleIl1 die wirklic~ im Sommer ihren Kunden und 

dem Fremdenverkehr in optimistischer Weise eiluge Liter Benzin im Vora.us ohne 

Marken abgegeben oder die M..1.rken nur geliehen haben; a.lle möglichen Opfer 

bringen müssen, um die fehlenden Marken wieder beirzubringen. 1I Es ist bereits 

a.us dieser Textierung klar ersichtlich, dass damit keineswegs ein Ratschla.g 

gemeint sein kann. Die in der Anfrage allsaesp.roohone Vermutung eines Rat­

sohlages für Sohleichhändler wird aber d·\.lrch die Tatsache widerlegt, da.ss 
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im Zeitpunkt der Veröffentlichung des Artikels (4sII.1951) ein solcher Rat­

schlag nicht mehr notwendig gewesen v/äre, weil bereits mehl.' als eine 

Woche vorher, 'ine die Anfrage ~elbst feststellt, das Bundesministerium 

für Handel und Wiederaufbau in einer Aussendung bekanntgegeben hatte, 

dass eine Verfolgung wegen Verjährung nicht stattfinden könne. Scbliess­

lieh waren zu diesem Zeitpunkt bereits die im August 1950 e~ngeführten 

"gebührenpflichtigen Marken" in Kra~t, die in genügender Menge vorhanden 

sind und von jedermann in unbegrenzter Menge bei den Bezirkshauptmann­

sohatten bezogen werden können. 

Das Bundesministarium für Handel Und Wlcderaufba.u kommt nach sorg­

fältiger tJ'berprüfung des Sachverhaltes zu dem ErGebnis, dass dia in der 

Anfrage gegen den Faohverband der Garagen-und Tankstellenunternahmungan 

im Zusammenhang mit dem Artikel vom 4e Februar 1951 erhobenen Besohuldi­

gungen nicht zutreffen. Es muss im Gegenteil festgestellt werden, dass 

der Faohverbana mit dieser Veröffentlichung seiner Verpflichtung na.chgekom­

men 1st, die Mitgliedsbetriebe gegen sachlich unrichtige Presseangr1ffe in 

Schutz zu nehmen und den vdrkliohen Sachverhalt aufzuklären. 

loh b1n daher nicht in der Lage" in Handhabung des Aufsichtsrechtes 

gegenüber dem Fachverband der Garagen- und 'Tarj(stellenunternehmungen eine 

:rerfügung ,gemäss § 68 des Handelskammergesetzes zu treffen. u, 

-.-.-.-c .... 
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